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reichender sozialpolitischer Auseinanderset-
zungen. Nicht immer gelingt es mehrheits-
fähige Kompromisse zu finden. Am ehesten 
vom sozialstaatlichen Umbau betroffen sind 
die schwächsten gesellschaftlichen Gruppen 
wie Beziehende von Sozialhilfe und Invali-
denrenten sowie Langzeitarbeitslose, die mit 
Leistungseinbussen und insbesondere einer 
Verschärfung der Anspruchsvoraussetzungen 
konfrontiert sind.

Michelle Beyeler
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Sozialstaat (aktivierender)

Der aktivierende Sozialstaat hat neben der 
materiellen Existenzsicherung das Ziel, die 
individuellen Ressourcen und Fähigkeiten von 
armutsbedrohten oder -betroffenen Perso-
nen zu fördern und zu stärken. Beim Eintre-
ten eines sozialen Risikos oder einer sozialen 
Notlage werden somit nicht nur finanzielle 
Unterstützung, sondern auch immaterielle 
Leistungen bzw. Angebote und Massnahmen 
zur gesellschaftlichen Integration bereitge-
stellt. In einem umfassenden Sinne beschrän-
ken sich Aktivierungsmassnahmen nicht bloss 
auf – mehr oder weniger nachhaltige – Mass-
nahmen der beruflichen Integration, sondern 
beziehen weitere zentrale, häufig interagie-
rende Dimensionen prekärer Lebenssituatio-
nen wie beispielsweise Aspekte der Bildung, 
sozialen Vernetzung, Gesundheit und des Woh-
nens mit ein. Damit sollen betroffene Men-

schen künftig möglichst dauerhaft unabhän-
gig von staatlichen Sozialversicherungs- und 
Bedarfsleistungen leben können. Oftmals wird 
das Handeln des aktivierenden Sozialstaates im 
Rahmen sozialpolitischer Diskurse und Praxen 
jedoch auf die Förderung der (Rest-)Erwerbsfä-
higkeit und berufliche (Wieder-)Eingliederung 
von armutsbetroffenen Menschen reduziert. Je 
nach Auslegung und Ausgestaltung fokussieren 
die sozialstaatlichen Aktivierungsmassnah-
men mehr die staatlichen Bemühungen bzw. 
die Eigenverantwortung, die Rechte oder die 
Pflichten der Betroffen sowie deren Ermächti-
gung bzw. Entmündigung im Vordergrund.

Aktivierende Sozialpolitik realisiert sich 
nicht in einem bestimmten Wohlfahrtstyp oder 
innerhalb einer spezifischen Ländergruppe, 
wie ein Blick zurück in die jüngere Geschichte 
der Wohlfahrtsentwicklung zeigt. Sie stellt 
vielmehr schon fast eine Art Leitmotiv in der 
Entwicklung von Wohlstandsgesellschaften 
in post-industrialisierten Ländern dar. Hinter 
der Abkehr vom reinen Versorgungsstaat zum 
aktivierenden Sozialstaat steht die Grund-
idee, dass staatliches Handeln auf die Mobili-
sierung und Unterstützung von sogenannten 
«Selbsthilfepotenzialen» ausgerichtet und eine 
direkte Verbindung zwischen sozialen Schutz-
massnahmen und Massnahmen der gesell-
schaftlichen Partizipation hergestellt wird. 
Teilweise eingeführt durch explizite Reformen, 
teilweise aber auch hervorgerufen durch eher 
impliziten Neujustierung und -ausrichtung 
sozialstaatlicher Massnahmen wird damit ein 
Gegenleistungsprinzip für den Leistungsbezug 
eingeführt bzw. verstärkt. In der Schweiz prä-
sentiert sich die Arbeitsmarktsituation zwar im 
Vergleich zu den umliegenden Nachbarländern 
nach wie vor komfortabel, doch zeichnet sich 
auch hier seit den 1990er Jahren eine Zunahme 
der prekären Arbeitsverhältnisse und der Lang-
zeiterwerbslosigkeit ab. Trotz Ausbau der akti-
ven Arbeitsmarktpolitik konnte dieser Trend 
bisher nicht vollständig kompensiert bzw. auf-
gehalten werden. 
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Von den Leistungsbeziehenden wird gemäss 
der Prämisse «Fördern und Fordern» ein akti-
ver Eigenbeitrag zur Problemlösung erwartet. 
Wird auf Hilfe nicht mit Kooperation reagiert, 
so sind Sanktionen in Form von Leistungskür-
zungen möglich, wobei auch die Voraussetzun-
gen der Leistungsgewährung stets einer erneu-
ten Überprüfung unterzogen werden können. 
Das vorbehaltlose Recht auf eine Existenz- und 
Grundsicherung wird somit eingeschränkt, in 
dem es an eine stärkere Mitwirkungspflicht der 
Leistungsbeziehenden gekoppelt wird. In ver-
schiedenen Teilsystemen der Sozialen Sicher-
heit und in der Sozialhilfe führt dies zu einer 
Verstärkung des Subsidiaritätsprinzips und der 
Leistungsorientierung gegenüber dem Finali-
tätsprinzip und der Bedarfsorientierung. 

Die direkte staatliche Förderung eines zwei-
ten Arbeitsmarktes ist in jüngster Zeit in den 
Hintergrund gerückt. Leistungsanbieter werden 
zunehmend angehalten, effektive und effizi-
ente Angebote für die berufliche Partizipation 
unter neuen, wettbewerbsähnlichen Bedingun-
gen auf politisch inszenierten Quasi-Märkten 
bereitzustellen, bei welchen der Staat Aufträge 
für soziale Dienstleistungen im Ausschrei-
bungsverfahren vergibt. Die öffentliche Sub-
ventionierung richtet sich dabei oftmals nach 
der effektiven Programmnachfrage und je län-
ger je weniger nach einer vereinbarten Anzahl 
Programmplätze. Die anwaltschaftliche Funk-
tion von leistungserbringenden Institutionen, 
wie das sozialpolitische Lobbyieren für die 
Interessen der Leistungsbeziehenden und Pro-
grammteilnehmenden, erscheint unter diesen 
Bedingungen der finanziellen Abhängigkeit 
erschwert. 

Die Geschichte der Aktivierungspolitik in 
der Schweiz war von Beginn weg von unter-
schiedlichen politischen Interessen geprägt. Je 
nach Position wurden und werden die beiden, 
in der Bundesverfassung von 1999 veranker-
ten Grundprinzipien der Eigenverantwortung 
gemäss Artikel 6 der Bundesverfassung und 
des Rechts auf Hilfe in Notlagen gemäss Arti-

kel 12 der Bundesverfassung unterschiedlich 
referiert. Politische Vorstösse zu Leistungsein-
schränkungen und -kürzungen bei den Sozi-
alversicherungen und in der Sozialhilfe waren 
jeweils nur dann mehrheitsfähig, wenn im 
Gegenzug Massnahmen zur Selbstbefähigung 
getroffen wurden, die letztendlich eine Reinte-
gration ins Arbeitsleben erleichtern sollen.

Ab Mitte der 1990er Jahre hat sich das Akti-
vierungsprinzip im System der sozialen Siche-
rung durchgesetzt. Angesichts der zunehmen-
den Langzeiterwerbslosigkeit hat zuerst die 
Arbeitslosenversicherung (ALV) arbeitsmarkt-
liche Massnahmen (AMM) im Rahmen der 
Revision des AVIG per 1. Januar 1997 einge-
führt. Die Kantone zogen teilweise mit eigenen 
beruflichen Aktivierungsmassnahmen nach. 
Im Anschluss daran lancierte auch die Sozial-
hilfe sogenannte «Massnahmen zur sozialen 
und beruflichen Integration», welche erstmals 
im Rahmen der SKOS-Richtlinien von 1998 
Erwähnung fanden. Diese wurden im Rahmen 
der Teilrevision von 2005 mit einem sogenann-
ten Zulagen- bzw. «Anreiz»-Modell gemäss 
eines «Bonus-Malus-Prinzips» versehen, bei 
welchem sogenannt «arbeits-» und «integra-
tionswillige» Personen in der Sozialhilfe mit 
einem Geldbetrag belohnt bzw. bei Nichterfül-
len der betreffenden Auflagen bestraft werden. 
Dies kann bis zur vollumfänglichen Einstel-
lung der Sozialhilfe führen, wenn die Person 
nicht ausreichend nachweisen kann, für die 
Bewältigung der aktuellen Notsituation aus 
eigenen Kräften nicht in der Lage zu sein. Im 
Rahmen der jüngsten Teilrevision im Jahr 2016 
wird der Aktivierungsgedanke fortgesetzt und 
verstärkt, indem der Grundbedarf für gewisse 
Zielgruppen erneut gesenkt und der maximal 
mögliche Sanktionsumfang von 15 % auf 30 % 
des Grundbedarfs verdoppelt wurde. Die Inva-
lidenversicherung (IV) kannte bereits im Jahre 
1959 sogenannte «individuelle Eingliederungs-
massnahmen». Im Rahmen der 5. IV-Revision 
wurden im Jahr 2008 Massnahmen der Früher-
kennung und Integration gemäss dem Motto 
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«Eingliederung vor Rente» eingeführt. Im Jahr 
2012 wurden diese im Rahmen der 6. IV-Re-
vision durch weitere Eingliederungsmassnah-
men für Personen mit einer IV-Rente («Einglie-
derung nach Rente») ergänzt. 

Sinn und Zweck wie auch die Wirkung der 
sozialstaatlichen Aktivierungsmassnahmen 
sind nach wie vor nicht unumstritten und 
werden sowohl in der Wissenschaft wie auch 
in der Politik kontrovers diskutiert. Aufgrund 
des verkürzten Aktivierungsverständnis und 
des Legitimierungsdrucks ist nach wie vor ein 
Fokus auf berufliche Aktivierungsmassnah-
men festzustellen. Die Integrationschancen 
auf einen Stellenantritt im ersten Arbeits-
markt nach Programmabschluss schwanken je 
nach Qualifizierungsgrad, Branche und regio-
naler Wirtschaftsentwicklung zwischen einem 
Viertel bis zu 50 %. Oftmals besteht ein Wider-
spruch zwischen den aktivierungspolitischen 
Vorgaben und den realen Möglichkeiten der 
Klientinnen und Klienten, ihre Fähigkeiten auf 
dem ersten Arbeitsmarkt unter Beweis stellen 
zu können. Unter Kürzungsdruck umgesetzte 
Aktivierungsmassnahmen wirken häufig nicht 
nachhaltig, verstärken unter Umständen gar 
den Druck auf die Betroffenen und fördern eher 
deren Prekarisierung als ihre Selbstbestim-
mung und Selbstständigkeit. Die Idee der Akti-
vierung scheint zudem nicht geeignet für die 
Neukonzipierung sämtlicher Bereiche sozial-
staatlichen Handelns. Verwiesen sei in diesem 
Zusammenhang auf Situationen, in welchen 
Menschen vorbehaltloser Hilfebedürftigkeit, 
Zuwendung und sozialer Sicherheit bedürfen 
oder in welchen eine Resterwerbsfähigkeit 
schlicht nicht feststellbar ist. Hier sind andere, 
neue Ansätze für einen gesellschaftlichen Aus-
gleich gefragt.

Rahel Strohmeier Navarro Smith
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Sozialstatistik

Unter Sozialstatistik werden Daten und Kenn-
zahlen zur Beschreibung der sozialen Situation 
und insbesondere der gesellschaftlichen Wohl-
fahrt eines Landes verstanden. Der Zweck der 
Sozialstatistik ist die Beschreibung der sozia-
len und wirtschaftlichen Lage der verschiede-
nen Bevölkerungsgruppen und die Analyse der 
sozialen Probleme. 

Die Daten und Kennzahlen der Sozialstatis-
tik dienen der Verwaltung und den Behörden 
zur Erkennung von sozialpolitischen Problem-
lagen, der Planung im Bereich der Sozialpoli-
tik und der sozialpolitischen Steuerung sowie 
der Erfassung der Wirkungen von sozialpoliti-
schen Massnahmen. Die Sozialstatistik ist aber 
auch für Verbände und weitere sozialpoliti-
sche Akteure von grosser Bedeutung. Auf der 
Grundlage sozialstatistischer Daten lassen sich 
Zustand und Funktionsweise des Sozialstaa-
tes darstellen, die Wirksamkeit des sozialpoli-
tischen staatlichen Handels beurteilen sowie 
Lücken in der sozialen Absicherung identifi-
zieren.

Eine erste schweizerische Statistik des 
Armenwesens ist bereits im Jahr 1872 erstellt 
worden. Bedingt durch den ausgeprägten 
Föderalismus in der Schweiz war die Erstellung 
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